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Änderungsantrag 4
Helmut Scholz

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Im Interesse größerer Transparenz in 
Bezug auf Zahlungen an staatliche Stellen 
sollten Emittenten, deren Wertpapiere zum 
Handel an einem geregelten Markt 
zugelassen sind und die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder der 
Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern tätig sind, in einem 
gesonderten Bericht jährlich die in den 
Ländern ihrer Geschäftstätigkeit an 
staatliche Stellen geleisteten Zahlungen 
offenlegen. In diesem Bericht sollten Arten 
von Zahlungen aufgeführt werden, die 
denjenigen vergleichbar sind, die im 
Rahmen der Initiative für Transparenz in 
der Rohstoffwirtschaft (EITI) offengelegt 
werden, und der Zivilgesellschaft 
Informationen verfügbar gemacht werden, 
anhand deren die Regierungen 
ressourcenreicher Länder für ihre 
Einnahmen aus der Ausbeutung von 
Naturressourcen zur Rechenschaft gezogen 
werden könnten. Daneben ergänzt die 
Initiative den EU-Aktionsplan für 
Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und 
Handel im Forstsektor (FLEGT-
Aktionsplan) und die EU-Holzverordnung, 
wonach die mit Holzerzeugnissen Handel 
Treibenden verpflichtet sind, die gebotene 
Sorgfalt walten zu lassen, um die Einfuhr 
illegal geschlagenen Holzes in die EU zu 
verhindern. Die Anforderungen im 
Einzelnen sind in Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates festgelegt.

(7) Im Interesse größerer Transparenz in 
Bezug auf Zahlungen an staatliche Stellen 
sollten Emittenten, deren Wertpapiere zum 
Handel an einem geregelten Markt 
zugelassen sind, in einem Bericht jährlich 
die in den Ländern ihrer Geschäftstätigkeit 
an staatliche Stellen und lokale und 
regionale Gebietskörperschaften 
geleisteten Zahlungen und bestimmte 
kontextbezogene Informationen
offenlegen. Mit der Offenlegung 
derartiger Daten sollen Investoren ihre 
Entscheidungen auf bessere 
Informationen stützen können, wobei 
gleichzeitig die Unternehmensführung 
und die Rechenschaftspflicht verbessert 
werden sollen und ein Beitrag zu guter 
Governance in Bezug auf Steuern und 
Verringerung der Möglichkeiten der 
Steuerhinterziehung geleistet werden soll. 
Die Anforderungen im Einzelnen sind in 
Abschnitt 9 der Richtlinie 2011/../EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
festgelegt.

Or. en
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Änderungsantrag 5
Helmut Scholz

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Für Emittenten, die in der 
mineralgewinnenden Industrie, der 
Landwirtschaft, der Fischerei, der 
großflächigen Energieerzeugung, der 
Bauindustrie, dem Dienstleistungssektor 
oder der Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern tätig sind, sollte der 
Bericht über an Regierungen und lokale 
und regionale Gebietskörperschaften 
geleistete Zahlungen ausführlichere 
Informationen als jene enthalten, die 
normalerweise im Zusammenhang mit 
Unternehmen bereitgestellt werden, die in 
anderen Wirtschaftssektoren tätigt sind, 
nach Projekten aufgeschlüsselt, 
vorausgesetzt, der Gesamtbetrag der 
jährlichen Zahlungen im Zusammenhang 
mit einem Vorhaben überschreitet die 
Wesentlichkeitsschwelle gemäß Kapitel 9 
der Richtlinie 2011/.../EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates1. 
In diesem Bericht sollten bestimmte 
kontextbezogene Informationen sowie 
Arten von Zahlungen aufgeführt werden, 
die denjenigen vergleichbar sind, die im 
Rahmen der Initiative für Transparenz in 
der Rohstoffwirtschaft (EITI) offengelegt 
werden, und den Investoren und der 
Zivilgesellschaft sollten Informationen 
zur Verfügung gestellt werden, anhand 
deren Unternehmensvorstände und 
Regierungen für ihre Ausgaben und 
Einnahmen aus der Ausbeutung von 
Naturressourcen, darunter Land und 
Fischbestände, und für vergebene 
Verträge und Lizenzen, zur Rechenschaft 
gezogen werden könnten. Daneben 
ergänzt die Initiative den EU-Aktionsplan 
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für Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung 
und Handel im Forstsektor (FLEGT-
Aktionsplan)2 und die EU-
Holzverordnung3, wonach die mit 
Holzerzeugnissen Handel Treibenden 
verpflichtet sind, die gebotene Sorgfalt 
walten zu lassen, um die Einfuhr illegal 
geschlagenen Holzes in die EU zu 
verhindern.
________________
1 ABl. L ... vom ..., S.
2 Siehe Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 
des Rates vom 20. Dezember 2005 zur 
Einrichtung eines FLEGT-
Genehmigungssystems für Holzeinfuhren 
in die Europäische Gemeinschaft (ABl. L 
347/1 vom 30.12.2005, S. 1).
3 Verordnung (EU) Nr. 995/2010 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Oktober 2010 über die 
Verpflichtungen von Marktteilnehmern, 
die Holz und Holzerzeugnisse in Verkehr 
bringen (ABl. L 295 vom 12.11.2010, S. 
23.). Unternehmen, die Holzerzeugnisse 
nach den Bedingungen freiwilliger 
Vereinbarungen der EU einführen, sind 
von dieser Verpflichtung befreit.

Or. en

Änderungsantrag 6
Franziska Katharina Brantner

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Emittenten, die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder in 
der Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern tätig sind, sollten an 
Regierungen geleistete Zahlungen 
aufgeschlüsselt nach Projekten 
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offenlegen, sofern der Gesamtbetrag der 
an Regierungen geleisteten Zahlungen 
für ein spezifisches Vorhaben innerhalb 
eines bestimmten Haushaltsjahres 
100 000 EUR überschreitet. In diesen 
Berichten sollten Angaben über die Arten 
von Zahlungen aufgeführt werden, die 
denjenigen vergleichbar sind, die im 
Rahmen der Initiative für Transparenz in 
der Rohstoffwirtschaft (EITI) offengelegt 
werden, und der Zivilgesellschaft 
Informationen verfügbar gemacht 
werden, anhand deren die Regierungen 
ressourcenreicher Länder für ihre 
Einnahmen aus der Ausbeutung von 
Naturressourcen zur Rechenschaft 
gezogen werden könnten. Daneben 
ergänzt die Initiative den EU-Aktionsplan 
für Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung 
und Handel im Forstsektor (FLEGT-
Aktionsplan)1 und die EU-
Holzverordnung2, wonach die mit 
Holzerzeugnissen Handel Treibenden 
verpflichtet sind, die gebotene Sorgfalt 
walten zu lassen, um die Einfuhr illegal 
geschlagenen Holzes in die EU zu 
verhindern.
______________
1Siehe Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 
des Rates vom 20. Dezember 2005 zur 
Einrichtung eines FLEGT-
Genehmigungssystems für Holzeinfuhren 
in die Europäische Gemeinschaft (ABl. L 
347/1 vom 30.12.2005, S. 1).
2Verordnung (EU) Nr. 995/2010 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Oktober 2010 über die 
Verpflichtungen von Marktteilnehmern, 
die Holz und Holzerzeugnisse in Verkehr 
bringen (ABl. L 295 vom 12.11.2010, S. 
23.). Unternehmen, die Holzerzeugnisse 
nach den Bedingungen freiwilliger 
Vereinbarungen der EU einführen, sind 
von dieser Verpflichtung befreit.

Or. en
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Änderungsantrag 7
Helmut Scholz

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Zur Verbesserung der Einhaltung der 
Anforderungen der Richtlinie 2004/109/EG 
und entsprechend der Mitteilung der 
Kommission vom 9. Dezember 2010 mit 
dem Titel „Stärkung der 
Sanktionsregelungen im 
Finanzdienstleistungssektor“ sollten die 
Sanktionsbefugnisse der zuständigen 
Behörden erweitert werden und 
bestimmten grundlegenden Ansprüchen 
genügen. Insbesondere sollten die 
zuständigen Behörden befugt sein, die 
Ausübung von Stimmrechten derjenigen 
Eigner von Aktien und Finanzinstrumenten 
auszusetzen, die der Mitteilungspflicht 
nicht nachkommen, und Geldstrafen zu 
verhängen, die hinreichend hoch sind, um 
abschreckend zu wirken. Um zu 
gewährleisten, dass die Sanktionen auf 
breite Kreise abschreckend wirken, sollten 
sie abgesehen von bestimmten, genau 
festgelegten Fällen, in der Regel
öffentlich bekanntgemacht werden.

(14) Zur Verbesserung der Einhaltung der 
Anforderungen der Richtlinie 2004/109/EG 
und entsprechend der Mitteilung der 
Kommission vom 9. Dezember 2010 mit 
dem Titel „Stärkung der 
Sanktionsregelungen im 
Finanzdienstleistungssektor“ sollten die 
Sanktionsbefugnisse der zuständigen 
Behörden erweitert werden und 
bestimmten grundlegenden Ansprüchen 
genügen. Insbesondere sollten die 
zuständigen Behörden befugt sein, die 
Ausübung von Stimmrechten derjenigen 
Eigner von Aktien und Finanzinstrumenten 
auszusetzen, die der Mitteilungspflicht 
nicht nachkommen, und Geldstrafen zu 
verhängen, die hinreichend hoch sind, um 
abschreckend zu wirken. Um zu 
gewährleisten, dass die Sanktionen auf 
breite Kreise abschreckend wirken, sollten 
sie öffentlich bekanntgemacht werden.

Or. en

Änderungsantrag 8
Helmut Scholz

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Nummer 1 – Buchstabe a 
Richtlinie 2004/109/EG
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe d – Unterabsatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) „Emittent“ ist eine natürliche oder 
juristische Person des privaten oder 
öffentlichen Rechts, einschließlich eines 
Staates, deren Wertpapiere zum Handel an 
einem geregelten Markt zugelassen sind.

(d) „Emittent“ ist eine natürliche oder 
juristische Person des privaten oder 
öffentlichen Rechts, einschließlich eines 
Staates, deren Wertpapiere zum Handel an 
einem geregelten Markt zugelassen sind, 
und umfasst alle Tochterunternehmen, 
Partner, Joint Ventures und anderen 
festen Niederlassungen insofern sie in 
den Jahresabschlüssen des betreffenden 
Unternehmens konsolidiert sind oder 
effektiv von diesem kontrolliert werden.

Or. en

Änderungsantrag 9
Franziska Katharina Brantner

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Nummer 5
Richtlinie 2007/14/EG
Artikel 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten verpflichten 
Emittenten, die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder der 
Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern gemäß der Definition in 
[…] tätig sind, gemäß Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates(*) jährlich einen 
Bericht über Zahlungen, die an staatliche 
Stellen geleistet wurden, zu erstellen. Der 
Bericht ist spätestens sechs Monate nach 
Ablauf jedes Geschäftsjahres zu 
veröffentlichen und muss mindestens fünf 
Jahre lang öffentlich zugänglich bleiben.
Zahlungen an staatliche Stellen sind auf 
konsolidierter Ebene zu melden.

Die Mitgliedstaaten verpflichten 
Emittenten, als Teil des 
Jahresfinanzberichts und gemäß Artikel 
6a dieser Richtlinie und Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates(*) jährlich 
Zahlungen, die an staatliche Stellen 
geleistet wurden und bestimmte 
kontextbezogene Informationen 
offenzulegen. Zahlungen an staatliche 
Stellen sind auf konsolidierter Ebene zu 
melden.

Or. en
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Änderungsantrag 10
Anneli Jäätteenmäki

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Nummer 5
Richtlinie e 2004/109/EG
Artikel 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten verpflichten 
Emittenten, die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder der 
Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern gemäß der Definition in 
[…] tätig sind, gemäß Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates(*) jährlich einen 
Bericht über Zahlungen, die an staatliche 
Stellen geleistet wurden, zu erstellen. Der 
Bericht ist spätestens sechs Monate nach 
Ablauf jedes Geschäftsjahres zu 
veröffentlichen und muss mindestens fünf 
Jahre lang öffentlich zugänglich bleiben.
Zahlungen an staatliche Stellen sind auf 
konsolidierter Ebene zu melden.

Die Mitgliedstaaten verpflichten alle
Emittenten gemäß Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates(*) jährlich einen 
Bericht über Zahlungen, die an staatliche 
Stellen geleistet wurden, und über andere 
wirtschaftliche Aktivitäten in Drittländern
zu erstellen. Der Bericht ist spätestens 
sechs Monate nach Ablauf jedes 
Geschäftsjahres zu veröffentlichen und 
muss mindestens fünf Jahre lang öffentlich 
zugänglich bleiben. Zahlungen an 
staatliche Stellen sind auf konsolidierter 
Ebene zu melden.

Or. fi

Änderungsantrag 11
Helmut Scholz

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Nummer 5
Richtlinie 2004/109/EG
Artikel 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten verpflichten 
Emittenten, die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder der 
Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern gemäß der Definition in 

Die Mitgliedstaaten verpflichten 
Emittenten, gemäß Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/.../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates (*) jährlich einen 
Bericht über Zahlungen, die an staatliche 
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[…] tätig sind, gemäß Abschnitt 9 der
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates(*) jährlich einen 
Bericht über Zahlungen, die an staatliche 
Stellen geleistet wurden, zu erstellen. Der 
Bericht ist spätestens sechs Monate nach 
Ablauf jedes Geschäftsjahres zu 
veröffentlichen und muss mindestens fünf 
Jahre lang öffentlich zugänglich bleiben. 
Zahlungen an staatliche Stellen sind auf 
konsolidierter Ebene zu melden.

Stellen und an lokale und regionale 
Gebietskörperschaften geleistet wurden, 
zu erstellen. Der Bericht ist spätestens vier 
Monate nach Ablauf jedes Geschäftsjahres 
zu veröffentlichen und muss mindestens 
zehn Jahre lang öffentlich zugänglich 
bleiben. Zahlungen an staatliche Stellen 
sind auf konsolidierter Ebene zu melden.

Or. en

Änderungsantrag 12
Kyriakos Mavronikolas, Ana Gomes

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Nummer 5
Richtlinie 2004/109/EG
Artikel 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten verpflichten 
Emittenten, die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder der 
Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern gemäß der Definition in 
[…] tätig sind, gemäß Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates(*) jährlich einen 
Bericht über Zahlungen, die an staatliche 
Stellen geleistet wurden, zu erstellen. Der 
Bericht ist spätestens sechs Monate nach 
Ablauf jedes Geschäftsjahres zu 
veröffentlichen und muss mindestens fünf 
Jahre lang öffentlich zugänglich bleiben. 
Zahlungen an staatliche Stellen sind auf 
konsolidierter Ebene zu melden.

Die Mitgliedstaaten verpflichten alle
Emittenten gemäß Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates(*) jährlich einen 
Bericht über Zahlungen, die an staatliche 
Stellen geleistet wurden, zu erstellen. Der 
Bericht ist spätestens sechs Monate nach 
Ablauf jedes Geschäftsjahres zu 
veröffentlichen und muss mindestens fünf 
Jahre lang öffentlich zugänglich bleiben. 
Zahlungen an staatliche Stellen sind auf 
konsolidierter Ebene zu melden.

Or. en
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Änderungsantrag 13
Franziska Katharina Brantner

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Nummer 5 a (neu)
Richtlinie 2004/109/EG
Artikel 6 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 6a

Grundsätze für die Berichterstattung über 
Zahlungen an staatliche Stellen

Zum Zwecke der Transparenz und des 
Anlegerschutzes verlangen die 
Mitgliedstaaten, dass die folgenden 
Grundsätze auf die Berichterstattung über 
Zahlungen an staatliche Stellen 
Anwendung finden:
(a) integrierte Berichterstattung: der 
Bericht über Zahlungen an staatliche 
Stellen und bestimmte kontextbezogene 
Informationen ist Teil des 
Jahresfinanzberichts, wird geprüft und 
weist ein problemlos zugängliches und 
vergleichbares Format auf;
(b) Vollständigkeit: alle entsprechenden 
an staatliche Stellen geleisteten 
Zahlungen und Einnahmen sowie 
bestimmte kontextbezogene 
Informationen sind zu melden; 
offenzulegende Zahlungen, einschließlich 
Sachleistungen, umfassen 
Produktionsrechte, Gewinnbesteuerung 
auf den Gewinn und der angewandte 
effektive Steuersatz, Nutzungsentgelte, 
Dividende, Signaturboni, 
Entdeckungsboni, Produktionsboni, 
Lizenz-, Miet- und Zugangsgebühren 
sowie sonstige Gegenleistungen für 
Lizenzen und/ oder Konzessionen, 
Zahlungen an staatliche Sicherheitskräfte 
für Sicherheitsdienste und sonstige 
direkte Vorteile für die betreffende 
Regierung; die offenzulegenden 
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kontextbezogenen Informationen 
umfassen Angaben in Bezug auf den 
Nettoumsatz, das Produktionsvolumen, 
die Produktionskosten, die Zahl der 
Arbeitnehmer, alle Barkosten von 
Geschäftstätigkeiten, das 
Anlagevermögen und Nettogewinn und 
-verlust vor der Steuer;
(c) nach Ländern aufgeschlüsselte 
Berichterstattung: für alle Branchen, 
Zahlungen und kontextbezogene 
Informationen, die nicht unter Buchstabe 
b fallen, erfolgt die Offenlegung 
aufgeschlüsselt nach Ländern;
(d) projektbezogene Berichterstattung für 
Emittenten, die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder in 
der Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern tätig sind: die 
Berichterstattung dieser Emittenten in 
diesen Industrien über an Regierungen 
geleistete Zahlungen erfolgen 
projektbezogen, sofern der Gesamtbetrag 
der an Regierungen geleisteten 
Zahlungen für ein spezifisches Vorhaben 
innerhalb eines bestimmten 
Haushaltsjahres 100 000 EUR 
überschreitet ; zu diesem Zweck sind 
unter „Projekt“ Tätigkeiten zu verstehen 
die durch einen Vertrag, eine Lizenz, 
einen Mietvertrag, eine Konzession oder 
eine sonstige rechtsverbindliche 
Vereinbarung zu geregelt sind, und die in 
jedem Land, in dem ein Unternehmen 
tätig ist, zu Steuer- und 
Einnahmeverbindlichkeiten dieses 
Unternehmens führen; entstehen 
Zahlungsverpflichtungen auf einer 
anderen Grundlage, findet die 
Berichterstattung auf dieser Grundlage 
statt;
(e) Universalität: alle Emittenten 
unterliegen den 
Berichterstattungspflichten; Ausnahmen, 
zum Beispiel für bestimmte Länder, in 
denen die Emittenten tätig sind, sind nicht 
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zulässig”.

Or. en

Änderungsantrag 14
Kyriakos Mavronikolas, Ana Gomes

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Nummer 5 a (neu)
Richtlinie 2004/109/EG
Artikel 6 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 6a

Grundsätze für die Berichterstattung über 
Zahlungen an staatliche Stellen

Zum Zwecke der Transparenz und des 
Anlegerschutzes verlangen die 
Mitgliedstaaten, dass die folgenden 
Grundsätze auf die Berichterstattung über 
Zahlungen an staatliche Stellen 
Anwendung finden:
(a) integrierte Berichterstattung: der 
Bericht über Zahlungen an staatliche 
Stellen ist Teil des Jahresfinanzberichts 
und weist ein problemlos zugängliches 
und vergleichbares Format auf; 
insbesondere ermöglicht es, die 
Zahlungen an die Vorhaben zu knüpfen;
(b) Wesentlichkeit: Zahlungen, bei denen 
davon ausgegangen wird, dass sie 
beträchtliche Auswirkungen auf die 
Wirtschaft eines Landes oder einer 
Gesellschaft auf lokaler, regionaler oder 
nationaler Ebene haben, sind zu melden; 
jede Meldeschwelle spiegelt diese 
Auswirkungen wider; es sind Regelungen 
zu treffen um sicherzustellen, dass 
Meldeschwellen nicht umgangen werden 
können;
(c) Berichterstattung über einzelne 
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Projekte: die Berichterstattung erfolgt auf 
der Basis einzelner Projekte unter 
Berücksichtigung der lokalen und 
regionalen Auswirkungen für die 
Projektdefinition; die Projektdefinition 
umfasst Kriterien wie das Vorhandensein 
einer Lizenz, eines Mietvertrags, einer 
Konzession oder einer vergleichbaren 
rechtlichen Vereinbarung;
(d) Universalität: alle Emittenten 
unterliegen den 
Berichterstattungspflichten; Ausnahmen, 
die eine verzerrende Wirkung haben und 
es Emittenten ermöglichen könnten, laxe 
Transparenzanforderungen auszunutzen, 
sind nicht zulässig;
(e) Vollständigkeit: alle einschlägigen an 
staatliche Stellen geleistete Zahlungen 
und Einnahmen, einschließlich 
Sachleistungen, Betriebskosten und 
Zahlungen an wichtige 
Dienstleistungserbringer, einschließlich 
Zahlungen für die Erbringung von 
Dienstleistungen durch den Staat, sind zu 
melden;
(f) Vergleichbarkeit: die Berichterstattung 
über alle Zahlungen an staatliche Stellen 
erfolgt in einer Weise, dass Daten zu 
verschiedenen Ländern problemlos 
verglichen werden können.“

Or. en

Änderungsantrag 15
Kyriakos Mavronikolas, Ana Gomes

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 2a
Überprüfung
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Die Kommission erstattet dem 
Europäischen Parlament und dem Rat bis 
[zwei Jahre nach dem endgültigen 
Zeitpunkt der Umsetzung dieser 
Richtlinie] Bericht über die 
Funktionsweise dieser Richtlinie, 
insbesondere in Bezug auf Folgendes:
– die Funktionsweise der 
Berichterstattung über Zahlungen an 
staatliche Stellen und die Umsetzung der 
Grundsätze, die hierbei eingehalten 
werden müssen;
– die Funktionsweise der Ausnahmen von 
den Berichtspflichten, die gelten, wenn 
Staaten, regionale oder lokale 
Gebietskörperschaften, internationale 
öffentlich-rechtliche Stellen, denen 
mindestens ein Mitgliedstaat angehört, die 
Europäische Zentralbank oder die 
nationalen Zentralbanken der 
Mitgliedstaaten unabhängig davon, ob sie 
Aktien oder andere Wertpapiere begeben, 
die Emittenten sind;
– die Erstellung von Entwürfen 
technischer Regulierungsstandards durch 
die ESMA;
– alle sonstigen Regelungen, die im 
öffentlichen Interesse oder zum 
Anlegerschutzes erforderlich oder 
angemessen sind;
– die Verhängung von Sanktionen.
Der Bericht wird gegebenenfalls 
zusammen mit einem 
Gesetzgebungsvorschlag vorgelegt.

Or. en


